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1. Was ändert sich grundsätzlich?  

Die Änderungen betreffen im Wesentlichen vier 
Bereiche:  
- externe Mitarbeiter dürfen nicht länger als 18 
Monate ununterbrochen im selben Unternehmen 
eingesetzt werden. Davon gibt es 
Abweichungsmöglichkeiten. 
- externe Mitarbeiter erhalten ab dem 10. 
Einsatzmonat einen Anspruch auf gleiche Bezahlung 
(Equal Pay) wie vergleichbare Mitarbeiter im 
Einsatzunternehmen. Auch hiervon gibt es 
Abweichungsmöglichkeiten.  
- Dem Gesetzgeber geht es auch um eine 
Bekämpfung des Missbrauchs von Werkverträgen 
durch Scheinwerkverträge (verdeckte 
Arbeitnehmerüberlassung). Um dieses Ziel zu 
erreichen, führt er neue Kennzeichnungs- und 
Konkretisierungspflichten ein. 
- Der Einsatz von externen Mitarbeitern als 
Streikbrecher in bestreikten Einsatzbetrieben ist 
künftig verboten.  

2. Wie lange darf ich externe Mitarbeiter nach 
dem neuen AÜG einsetzen?  

Grundsätzlich darf ein externer Mitarbeiter nicht 
länger als 18 Monate an ein Einsatzunternehmen 
überlassen werden. Nicht endgültig geklärt ist 
derzeit, ob auf den Einsatzbetrieb oder das 
Einsatzunternehmen für die Bemessung der Fristen 
für die Überlassungshöchstdauer und das Equal Pay 
abzustellen ist. Es wird dabei immer der einzelne 
Zeitarbeitnehmer mit Bezug auf den konkreten 
Einsatz im Einsatzunternehmen betrachtet. 
Einsatzzeiten anderer Arbeitnehmer auf demselben 
Arbeitsplatz werden nicht angerechnet. Dagegen 
werden aber Einsatzzeiten, die derselbe 
Zeitarbeitnehmer bereits über einen anderen 
Personaldienstleister zurückgelegt hat, angerechnet. 
Ist der Einsatz länger als drei Monate unterbrochen, 
beginnt die Berechnung der Einsatzdauer wieder bei 
Null. Um die Einsatzdauer nach außen hin zu 
dokumentieren, ist es empfehlenswert, die 
Beendigung des Einsatzes zu dokumentieren, z.B. 

über eine E-Mail oder ein Fax. Die Einsatzzeiten 
werden im Regelfall seitens der Personaldienstleisters 
gemessen werden. 
3. Gibt es Ausnahmen von der 
Überlassungshöchstdauer?  

Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) erlaubt 
eine Abweichung von der Überlassungshöchstdauer, 
wenn Tarifverträge für die Einsatzbranche spezielle 
Regelungen hinsichtlich der Überlassungsdauer 
enthalten. Auch sind Abweichungen durch Betriebs-
/Dienstvereinbarungen zwischen Betriebsleitung und 
Betriebsrat möglich, wenn ein einschlägiger 
Tarifvertrag der Einsatzbranche solche 
Vereinbarungen zulässt. Eine Abweichung ist für 
Betriebe, die zu einem nichttarifgebundenen 
Unternehmen gehören, nur dann möglich, wenn sie 
einen Betriebsrat haben. Das heißt: Unternehmen, 
die keinem Arbeitgeberverband angehören und 
keinen Betriebsrat haben, dürfen denselben 
Mitarbeiter über Zeitarbeit maximal 18 Monate 
einsetzen, wenn der Einsatz nicht mehr als drei 
Monate unterbrochen wird.  

4. Müssen Einsatzzeiten, die vor dem 
01.04.2017 bestanden haben, vollständig 
berücksichtigt werden?  

Nein. Es gilt eine Stichtagsregelung. Einsatzzeiten 
vor dem 01.04.2017 (Inkrafttreten des AÜG) bleiben 
sowohl hinsichtlich der Überlassungshöchstdauer als 
auch des Anspruchs auf Equal Pay unberücksichtigt.  

5. Was ändert sich bei der Vergütung der 
externen Mitarbeiter?  

Für die ersten neun Monate der Überlassung an 
dasselbe Einsatzunternehmen ändert sich nichts. Die 
externen Mitarbeiter werden nach dem iGZ-DGB-
Tarifwerk vergütet. Sofern ein 
Branchenzuschlagstarifvertrag besteht und für diesen 
Einsatz gilt, muss dieser wie bisher zusätzlich 
angewendet werden. Ab dem 10. Monat der 
Überlassung trennen sich die Wege. Kommt 
zusätzlich zu dem iGZ-DGB-Tarifwerk ein 
einschlägiger Branchenzuschlagstarifvertrag zur 
Anwendung, kann der externe Mitarbeiter weiterhin 

 

 

nach diesen Tarifwerken vergütet werden. 
Allerdings muss der jeweilige Branchen-
zuschlagstarifvertrag die Voraussetzungen des 
neuen AÜG erfüllen, weshalb Anpassungen 
erforderlich sein werden. Es ist zudem offen, ob es 
gelingen wird für die Überlassung in weitere 
Branchen ähnliche Branchenzuschlagstarifverträge 
zu vereinbaren. Kommt kein Branchenzuschlags-
tarifvertrag zur Anwendung, muss ab dem 10. 
Einsatzmonat das gesetzliche Equal Pay gewährt 
werden. Equal Pay ist umfassend zu verstehen. In 
der Gesetzesbegründung heißt es: „Zum 
Arbeitsentgelt zählt jede Vergütung, die aus Anlass 
des Arbeitsverhältnisses gewährt wird beziehungs-
weise auf Grund gesetzlicher Entgeltfortzahlungs-
tatbestände gewährt werden muss (BAG, Urteil 
vom 13. März 2013 - 5 AZR 294/12), insbesondere 
Urlaubsentgelt, Entgeltfortzahlung, Sonder-
zahlungen, Zulagen und Zuschläge sowie 
vermögenswirksame Leistungen (BAG Urteil vom 
19. Februar 2014 - 5 AZR 1046/12 sowie 5 AZR 
1047/12).“ Urlaubsentgelt fällt entgegen der 
Gesetzesbegründung jedoch nicht unter den Equal-
Pay-Begriff. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts handelt es sich beim 
Urlaubsentgelt nicht um Arbeitsentgelt, sondern um 
eine andere wesentliche Arbeitsbedingung. Damit 
wir den externen Mitarbeiter auf der Grundlage 
dieser gesetzlichen Vorgaben richtig vergüten 
können, ist es notwendig, dass Informationen 
darüber zur Verfügung gestellt werden, welches 
Arbeitsentgelt die vergleichbaren Arbeitnehmer im 
Einsatzunternehmen erhalten. Die Verantwortung 
für die Richtigkeit der Angaben wird in der Regel 
vertraglich dem Einsatzbetrieb zugeordnet werden, 
weil wir nicht über diese Informationen verfügen. 
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Bisher: Lohn in Branchen ohne 
Zuschlagstarifvertrag 

 

"Equal Pay" -Regelung nach neun Monaten

 

 

Lohn während des Einsatzes mit 
Branchenzuschlägen 
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